Pressemitteilung von Cornelia Behm, Sprecherin für Ländliche Entwicklung und für Waldpolitik der Bundestagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 25. Januar 2013
Große Erwartungen an Bund-Länder-Gespräch zur BVVG-Privatisierungspolitik
 Am 30. Januar findet das alljährliche Bund-Länder-Gespräch über die Privatisierungspolitik der BVVG statt. Dazu erklärt Cornelia Behm, Sprecherin für Ländliche Entwicklung der Bundestagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
 
„Mit Spannung erwarten Landwirte in den ostdeutschen Bundesländern, ob sich die Länder und der Bund über Änderungen an den Privatisierungsgrundsätzen für die BVVG einig werden können. In der Vergangenheit waren die Auffassungen des Bundes und der Länder jedoch sehr unterschiedlich. Deshalb bin ich nicht sehr optimistisch, dass es zu wesentlichen Kurskorrekturen kommen wird. Dabei wäre das dringend notwendig, denn die Unzufriedenheit mit der Privatisierungspolitik ist über alle ideologischen Gräben hinweg massiv gestiegen.
 
Daher weise ich erneut auf die Vorschläge zur Überarbeitung der BVVG-Privatisierungs​grundsätze hin, die wir Bündnisgrüne bereits im November des letzten Jahres vorgelegt haben. Ich appelliere an die Verantwortlichen in Bund und Ländern, sich im Interesse einer breiten Eigentumsstreuung, von mehr Arbeitsplätzen in der ostdeutschen Landwirtschaft und von landwirtschaftlichen Existenzgründen und Jungbauern an diesen Vorschlägen zu orientieren. Bäuerliche Agrarbetriebe in Ostdeutschland brauchen bessere Chancen auf Landerwerb als bisher!
 
Zu unseren zentralen Forderungen gehören:
-          Für den Erwerb von BVVG-Agrarflächen zum Verkehrswert ist eine Höchstgrenze von insgesamt 250 Hektar je Betrieb einzuführen.
-          Pächter von BVVG-Flächen sollen nur noch bis zu einer Obergrenze von 100 ha Flächen direkt und ohne Ausschreibung erwerben können.
-          Für Ausschreibungen wird ein zweistufiges Verfahren eingeführt:
a)   Ausgeschrieben wird zunächst beschränkt auf Betriebe mit arbeitsintensiven Bewirtschaftungsformen, die ortsansässig sind oder werden.
b)   Wenn dabei weder ein Verkauf noch eine Verpachtung zustande kommt, wird die Fläche allgemein ausgeschrieben.
-          Für Junglandwirte und landwirtschaftliche Existenzgründer wird ein jährlicher Flächenpool eingerichtet.
-          Die Maximalgröße der Verkaufslose (bisher 50 ha) wird deutlich abgesenkt.
-          Auch Lose unter 10 ha werden zukünftig alternativ zum Verkauf oder zur Verpachtung ausgeschrieben.
-          Ein geeignetes Verfahren stellt sicher, dass für den begünstigten Alteigentümererwerb in jeder Region hinreichend viele Flächen reserviert bleiben.
-          Die Verkehrswertverkäufe der BVVG sollen über das Jahr 2025 hinaus ausgedehnt werden, um die Liquidität der ostdeutschen Agrarbetriebe nicht zu überfordern.
 
Di kompletten Forderungen zur Überarbeitung der BVVG-Privatisierungsgrundsätze finden Sie hier:
http://www.cornelia-behm.de/cms/default/dokbin/418/418548.buendnisgruene_eckpunkte_zur_ueberarbeit.pdf
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